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Beiblatt zur Parlamant!korreslOndenz 2'~Novernber 1955 

Mit BezUg but die Antrage der Abg. R 0 r n und Genossen, betreffen4 . 
Wt.edergutmaohuJ'lg, für. die aus politischen Gründen diskriminierten Arbe i tel' 
und Angestellten derenemaligen USIA .. Betriebe, teilt Bundesminister für Fina.nzen· 
·Dl' .. K ami t I mit. dass die A'llfnahme von Arbeitnehmern in die ehemaligen 
USIA-Betriebe in die aasschliessliche Zuständigkeit und Verantwortliohkeit 
des Mffentlichen Verwalters (§ 6 Abs.2 des Verwaltergeaetzes) fällt und es 
dem Bundasministerium für Finanzen daher schon mit Rücksioht auf allfälliße 
Haftungsansprüohe nicht m6glioh ist. diesbeztiglicheWeisungen an die ~tfentllehen 
VeX"Walter zu erteilen .... Eine generelle Weisung an die ~ffentlichen Verwalter, 
~lle seinereelt aue politisohen Gründen aus den 'ehemaligen USIA-13etrieben 
en~lassenen Arbeitnehmer derzei~wieder einzustellen, wäre schon im Hinblick 
auf die SChwierigkeiten. mit denen eine Reihe enamliger USIA.Betrieb~ RU kämpfen 
hat, nicht ~glich. Es 1st bekannt, dass ;in el~elnen Betrieben Einschrä.nkungen 
des Arbeitnehmerstandes unumgänglich notwendig geworden sind. 

Es wurde jedooh veranlasst, dass den öffentliohen Verwaltern empfohlen 
wir4, bei Neuaufna.hme von Arbeitnehme'rn die ehemals a.us politischen G$d.en 
en~lassenen Arbeitnehmer bevorzugt e1nzustellen~. wenn d1& persönliohen und 
faohlionen Qualitäten des Arbeitnehmers eine solche Einstell~ gereohtfertigt 
erscheinen 'lassen. 
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